
Stufenfolge vormundschaftlicher 
Massnahmen

Vertretungsbeistandschaft (392, Krankheit): Hilfsbedürftigkeit bloss in einzelnen, bestimmten 
Angelegenheiten (367 II), wobei da auch persönliche Fürsorge (bzw. entsprechende Vertretung) enthalten. 
Grenzen ergeben sich aus 418. Kein Schutzbedürfnis vor sich selbst! 

Verwaltungsbeistandschaft (393, Unfähigkeit): Umfassende Hilfsbedürftigkeit im wirtschaftlichen Bereich 
(Vermögen, 367 II). Dies bedingt auch eine gewisse persönliche Betreuung (v.a. bei Ziff. 2: Unfähigkeit). 
Grenzen ergeben sich aus 419. Kein Schutzbedürfnis vor sich selbst. 

Beistandschaft auf eigenes Begehren (394): entspricht der kombinierten Beistandschaft. Verweis auf 
372, wobei Erfordernisse hier etwas reduziert. 

Mitwirkungsbeiratschaft (395 I) bewirkt einen Kompetenzverlust über einige wichtige, im Gesetz 
ebenda abschliessend aufgezählte Rechtshandlungen. Zustimmung des Beirats erforderlich. 

Kombinierte Beiratschaft (395 I und II) bewirkt sowohl einen Kompetenzverlust über einige wichtige, im 
Gesetz in Abs. 1 abschliessend aufgezählte Rechtshandlungen als auch einen Entzug der 
Vermögensverwaltungskompetenz (Abs. 2). Der Verbeiratete kann nur (aber immerhin) über seine 
Erträgnisse verfügen (wobei er damit doch wieder keine Prozesse bestreiten kann).

1 Im Falle von 385 III gilt nicht 412 / 414, sondern 385 III i.V.m. 321 II und 323 I. 

Entmündigung1 mit Lockerung der Handlungsunfähigkeit nach 412 (Gewerbe) oder 414 (Vermögen)

Zusätzlich zur Handlungsfähigkeit von urteilsfähigen Entmündigten noch 412 bzw. 414Folge

Entmündigung2 ø Lockerung der Handlungsunfähigkeit nach 412 (Gewerbe) oder 414 (Vermögen)
Urteilsunfähige

Urteilsfähige

vollständig handlungsunfähig (17/18), Ausnahme: OR 54, Vermischung

Siehe Art. 19 ZGB (Deliktsfähigkeit, unentgeltliche Vorteile) 

Folge

2 Mit einer Entmündigung setzen sich folgende Artikel auseinander: 369 – 372, 385 III

Beschränkung der 
Handlungsfähigkeit
des Verbeirateten / 
Bevormundeten in 

zunehmendem 
Masse

Die Beistandschaft 
(geringster 

Eingriffsoberbegriff) 
führt nie zu einer 
Beschränkung der 
Handlungsfähigkeit 

des 
Verbeiständeten. 

Letzterer muss sich 
die Handlungen des 
Beistandes lediglich 

(im jeweiligen 
Rahmen) 

anrechnen lassen.

Kombinierte Beistandschaft (392 Ziff. 1 i.V.m. 393 Ziff. 2): Der Beistand erhält zusätzlich zur umfassenden 
Handlungsfähigkeit im wirtschaftlichen Bereich (so 393) auch die Vertretungsmacht in bestimmten 
Bereichen. Vertretung auch im persönlichen Bereich. Oftmals sog. Altersbeistandschaft. 

G
esetzliche Vertretung

Persönliche Fürsorge
Krankheit

U
nfähigkeit

Verwaltungsbeiratschaft (395 II) bewirkt den Entzug der Vermögensverwaltungskompetenz. Der 
Verbeiratete kann nur (aber immerhin) über seine Erträgnisse verfügen und damit auch Rechtshandlungen 
i.S.v. Abs. 1 finanzieren. Das unter die Verwaltung des Beirates fallende Vermögen haftet nicht mit. 

FFE Kurzfristige Sofortmassnahme. Sie dient dem Schutz von Personen vor sich selbst sowie dem Schutz Dritter. 

Voraussetzungen, die kumulativ erfüllt sein müssen: 

mündige / entmündigte (oder verbeiständete oder verbeiratete) Person

Fürsorgebedürfnis 

Verhältnis-
m

ässigkeit 
i.w

.S
. 

Die einen der folgenden Schwächezustände aufweist (siehe Gesetzestext)

(Eignung: Die Anstalt muss geeignet sein)

(Subsidiarität: Die Einweisung muss die einzige Möglichkeit sein, ihr zu helfen)

(Verhältnismässigkeit i.e.S.: die Belastung dieser Person auf die Umwelt ist unzumutbar). 

Der FFE lässt sich mit allen anderen vormundschaftlichen Massnahen kombinieren. Er führt zu einer 
umfassenden Handlungsunfähigkeit. 

Beistandschaft

392 Vertretungsbeistandschaft

393 Verwaltungsbeistandschaft Vermögensverwaltung (das gesamte Vermögen umfassend, länger 
dauernd) i.S.v. 367 II (pers. Fürsorge höchstens bei Ziff. 2) 419 419 

394 Eigenes Begehren (urteilsfähig!) Verweis auf 372, wobei Erfordernisse hier etwas reduziert. 

Zivilrechtliche Auswirkungen

Handlungsfähigkeit 417

Rechtsfähigkeit Rechtsfähigkeit wird nicht eingeschränkt. Einzige Ausnahme: 
- kein vormundschaftliches Amt (374, 381 i.V.m. 367 III). 

„Die Beistandschaft hat … auf die Handlungsfähigkeit der verbeiständeten Person keinen Einfluss.“

Zentrale Artikel

Zusammenfassung Beistandschaft (1/3)

einzelne Rechtsgeschäfte i.S.v. 367 II (inkl. pers. Fürsorge) 418418

Arten Beistandschaften, die sich in die Stufenfolge vormundschaftlicher Massnahmen einordnen lassen

Spezialfälle der Beistandschaft

Vermögensverwaltungsbeistandschaft bei Unfähigkeit (393 Ziff. 2).
Kombinierte Beistandschaft (392 Ziff. 1 [„Krankheit“] i.V.m. + 393 Ziff. 2) 

Vertretungsbeistandschaft einer mündigen Person infolge Krankheit (392 Ziff. 1).

Beistandschaft auf eigenes Begehren (394)
Spezialform der kombinierten Beistandschaft Altersbeistandschaft

Die restlichen Fälle der Artikel 392 f. 

Ziff. 1 Vertretung einer mündigen Person, Beispiele: 

Eine handl.fähige Person will nicht handeln. 
Ein Dachschaden muss in Abwesenheit einer 
handlungsfähigen Person sofort behoben werden. 

Ziff. 2 Interessenskonfl. beim gesetzl. V: g.-a. Anw.Ber.

Das BGer geht von einem weitem 
Interessebegriff aus: Es genügt eine abstrakte 
(theoretische) Gefährdung! Es ist auch ein 
Beistand zu bestellen, wenn der gesetzliche 
Vertreter persönlich über jeden Zweifel erhaben 
ist, der TB aber an sich geeignet wäre, einen 
Konflikt auszulösen. 

liz relevant v.a. 306 – 309, sowie entwickelt: nondum concepti 

325 (selten auch Vertretungsbeistandschaft)

v.a. physische Verhinderung (körperlich 
angeschlagen, Krieg), wenn auch teilweise 
geistige Schwierigkeiten: besser 
Altersbeistandschaft

Interessenswahrung des Nasciturus

Achtung: Dies betrifft nur die Kinder verheirateter Eltern, da die Kinder 
unverheirateter Eltern  regelmässig einen Beistand nach 309 I erhalten. 

Weiterer Fälle

Zusammenfassung Beistandschaft (2/3)

Verbeiständung ungeborener Kinder 

nondum concepti Nasciturus (=gezeugt, aber noch nicht geboren)

Eltern verheiratet Eltern unverheiratet 

Art. 393 Ziff. 3 Art. 392 i.V.m. 309 IVertretungsbeistandschaft 
in Analogie zu Art. 392 

392 (und nicht 393), da 
regelmässig nur eine 
einzelne, bestimmte 

Angelegenheit betreffend: 

Zusammenfassung Beistandschaft (3/3)

Die Beistandschaft gewährt Hilfe, ohne dass die Handlungsfähigkeit (sofern eine solche 
überhaupt bestanden hat, vgl. Art. 392 Ziff. 2 und 3 sowie Art. 393 Ziff. 3 und 4) entzogen würde.

Der Verbeiständete behält also die volle Handlungsfähigkeit (siehe 417).

Allerdings kann neben ihm noch eine andere Person (in gewisser Weise) für ihn handeln und durch 
ihre Handlungen ihm zuzurechnende Rechtswirkungen hervorrufen (Vertretungsmacht). Dies bedeutet 
jedoch keine Einschränkung der Handlungsfähigkeit i.S.v. Art. 12. 

Zivilrechtliche Auswirkungen der Verbeiständung

Die Rechtsstellung wird v.a. definiert über Rechtsfähigkeit Handlungsfähigkeit

Rechtsfähigkeit wie Beiratschaft (umfassend vorhanden, einzige Ausnahme: kein Vormund, kein Beirat, kein Beistand)

Handlungsfähigkeit

Die beiden Personen können sich ihre Pläne auch gegenseitig durchkreuzen, sich gegenseitig 
zuvorkommen. 

Verwaltungsbeiratschaft

Mitwirkungsbeiratschaft

Vormundschaft

Eingliederung der Beistandschaft

Beistandschaft

Die meisten Fälle der 
Beistandschaft passen nicht in 
diese Hierarchie. In folgenden 
Fällen sind nämlich gar keine 
anderen Massnahmen 
vorgesehen. Vielmehr handelt es 
sich um Spezialfälle der 
Hilfsbedürftigkeit :

G
rundsatz der V

erhältnism
ässigkeit 

Spezialfälle der Beistandschaft

Vertretungsbeistandschaft einer mündigen 
Person infolge Abwesenheit (392 Ziff. 1).

Beistand für jur., nicht handlungsfähige 
Personen (Art. 393 Ziff. 4). 

Interessenskonflikt beim gesetzl. Vertreter (392 Ziff. 2)

Vermögensverwaltungsbeistandschaft einer 
länger abwesenden Person mit unbekanntem 
Aufenthalt (393 Ziff. 1)
Interessenswahrung des ungeborenen 
Kindes (393 Ziff. 3) 

Stufenfolge vormundschaftlicher Massnahmen

Es sind dies: 

Vermögensverwaltungsbeistandschaft 
bei Unfähigkeit (393 Ziff. 2).

Kombinierte Beistandschaft (392 + 393) 

Vertretungsbeistandschaft einer mündigen 
Person infolge Krankheit (392 Ziff. 1).

Beistandschaft auf eigenes Begehren (394)

Verhinderung des gesetzlichen Vertreters (392 Ziff. 3)



Fälle der Beistandschaft

gemäss Systematik 
eigentlich eine Art der 
Vermögensverwaltungkombinierte Beistandschaft

Die betreffende Person ist entweder an sich 
handlungsfähig oder sie hat (wenn 
handlungsunfähig) einen gesetzlichen Vertreter, der 
aber im konkreten Fall nicht handeln darf oder kann. 

Das Vermögen (bedenke: auch ein 
Auto ist Vermögen, nicht bloss 
Geld!) entbehrt eines bekannten, 
präsenten oder fähigen Verwalters, 
und es fallen umfassende 
Verwaltungsaufgaben (sonst 
Vertretungsbeistandschaft) an. 

wirtschaftliche Unterstützung

einzelne Angelegenheiten

allg. Verwaltung über 
längeren Zeitraum

beide Aspekte verbunden

beide Aspekte verbunden

persönliche Fürsorge

inkl. persönlicher Fürsorge

höchstens bei Art. 393 Ziff. 2 
ZGB denkbar

Vertretung (392)

Verwaltung (393)

kombinierte 
Beistandschaft 
„Altersbeistandschaft“

Beistandschaft auf 
eigenes Begehren

Tabelle zur Beistandschaft
Vertretungsbeistandschaft

Vertretung einer 
mündigen Pers. 

Interessenskonflikt 
beim gesetzl. Vertreter 

Verhinderung des 
gesetzl. Vertreters 

Bsp.:
Ein entlassener Beamter weigert sich 
hartnäckig, die ihm gegenüber der PK 
obliegende Wahl zwischen Renten-
leistungen und Kapitalabfindungen zu 
treffen. Es wird ein Beistand ernannt, der 
die Wahl zu treffen hat. 

Es entsteht ein Dachschaden, der –
zur Verhinderung eines grösseren 
Schadens – sofort (noch während der 
Abwesenheit des Hauseigentümers) 
behoben werden muss. 

Der Inhaber der elterl. Gewalt, der Vormund, der Beirat oder 
der Beistand einer Person oder deren vorläufiger Vertreter 
i.S.v. 386 hat u.U. in einer Angelegenheit eigene, denjenigen 
des Vertretenen widersprechende Interessen (das BGer geht 
von einem weiten Begriff des Interessengegensatzes aus). 
Für die Verbeiständung genügt die abstrakte Gefährdung! 
Es ist auch ein Beistand zu bestellen, wenn der gesetzliche 
Vertreter persönlich über jeden Zweifel erhaben ist. 

Bsp.: Erbteitlung zwischen überlebenden Ehegatten und 
unter seiner elterlichen Sorge stehenden Kindern. 

Im Kindesrecht (bezügl. 306 II gänzlich 
unnötigerweise) wiederholt in Art. 306 II, 308 II. 

Ein Dachschaden (Kind 
ist Hauseigentümer) 
muss sofort behoben 
werden. Die Eltern 
können das Kind nicht 
vertreten, weil sie in den 
Ferien sind. Es wird dem 
Kind ein Beistand bestellt. 

Unzulässig: alle vertretungsfeindlichen 
Geschäfte sowie alle Geschäfte, welche 
auf eine länger dauernde 
Interessenwahrung ausgerichtet sind.

Bei der Selbstkontrahierung sogar 
Genehmigung der VB / AB erforderlich. 

Vertretungsmacht im Konfliktbereich entfällt.

nondum concepti 

(unnötige) Wiederholung von Art. 392 Ziff. 2

besondere Art der Beistandschaft, weil nicht ein 
einzelnes Geschäft betreffend, sondern umfassend. 
Sie gleicht am ehesten der Beistandschaft auf 
eigenes Begehren.

Mischung aus 392 Ziff. 2 (Interessenskonflikt) und 
394 (eigenes Begehren). 

v.a. Verwaltungsbeistandschaft (393), aber auch 392 
Ziff. 2.

Gleicht äusserlich am ehesten dem Art. 393 Ziff. 3 
(nasciturus). Da dies jedoch regelmässig eine einzelne, 
bestimmte Angelegenheit betrifft, anerkennt die Praxis 
diesfalls eine Vertretungsbeistandschaft i.S.v. 392. 

Unfähigkeit

v.a. bei „physischer Verhinderung“
(BGer)  bei bekanntem (sonst Ziff. 1) 
Aufenthalt (z.B. Inhaftierung im 
Ausland, Kommunikationsunterbruch 
wegen Krieg…). 
Daneben auch bei körperlichen 
Gebrechen oder gewissen geistigen 
Schwierigkeiten (Anwendungsfall v.a. 
bei älteren Menschen in Heimen, wo 
für persönliche Betreuung gesorgt wird 
und keine Gefahr der 
Selbstschädigung besteht und den 
Personen eine Entmündigung oder 
Beiratschaft erspart werden soll. Oft 
Kombination mit Beistandschaft i.S.v. 
392 Ziff. 1 (Krankheit). 

Interessenswahrung des Nasciturus

Achtung: Dies betrifft nur die 
Kinder verheirateter Eltern, da die 
Kinder unverheirateter Eltern  
regelmässig einen Beistand nach 
309 I erhalten. 

Beistandschaft für jur. Personen

Grosse Zurückhaltung in der Anwendung dieser einzigen Ausnahme, denn das Vormundschaftsrecht ist eigentlich nur für nat. Personen gedacht. 
Normalerweise können sich jur. Personen noch selbst helfen: So stellt ihre Verbeiständung die absolute Ausnahme dar. Z.B.:  Einziger VR im 
Betreibungsfall gestorben ( sofortiges Handeln nötig!), oder einziger VR gestorben, eine GV aufgrund kriegerischer Verhältnisse unmöglich. 
Geringe Ausdehnung der Anwendungsfälle: Verbeiständung im Falle von Interessenskonflikten z.B. von Stiftungsräten. Diese Fälle können aber auch als 
analoge Anwendung von 392 Ziff. 2 angesehen werden. 

namentlich (also nicht abschliessend)

Liz relevant ist ausschliesslich 325

„Altersbeistandschaften“

Kombinierte Beistandschaft i.S.v. Art. 392 Ziff. 1 („Krankheit“) i.V.m. Art. 393 Ziff. 2

Die sog. „Alterbeistandschaft“ stellt die häufigste, nicht aber die einzige Form der kombinierten Beistandschaft i.S.v. 
392 i.V.m. 393 dar. 

Voraussetzung 

Es darf nicht die Gefahr einer schädlichen eigenen Handlung des Verbeiständeten bestehen. 

Art. 392 Ziff. 1 („Krankheit“) dadurch die Vertretungsmacht in persönlichen (nicht das Vermögen 
betreffenden Angelegenheiten) klargestellt wird (auch wenn der 
Gesetzgeber die Vertretungsbeistandschaft i.d.S. nicht als 
„Dauervertretung“ in unbestimmt vielen Fällen vorgesehen hat. 

dadurch die Vertretungsmacht in finanziellen, also das Vermögen 
betreffenden Angelegenheiten klargestellt wird. 

Art. 393 Ziff. 2

weil

weil

Beistandschaft auf eigenes Begehren

Haupt-Anwendungsfälle 

Ältere Menschen, die geistig etwas reduziert und 
körperlich erheblich behindert sind. 

Junge Menschen, die noch Hilfe möchten.

Fortsetzung einer beendeten Altersvormundschaft.

Erfordernisse sind bei 394 allenfalls als etwas reduziert zu betrachten. 

Örtliche Zuständigkeit

Vertretungsbeistandschaft

Verwaltungsbeistandschaft

Kombinierte Beistandschaft

Beistandschaft auf eig. Beg. 

Verwaltungsbeistandschaft i.S.v. 393 Ziff. 2

Gemäss 396 I nach Wohnsitzprinzip

Gemäss 396 II nach Spezialprinzip

Eigentlich (nach den Marginalien) eine Unterform der 
Vermögensverwaltung. Im Sinne der obigen Argumentation plädiert ein Teil 
der Lehre, das Wohnsitzprinzip anzuwenden.

Eigentlich eine Unterform der Verwaltungsbeistandschaft. Da jedoch der 
persönlichen Fürsorge regelmässig grosse Bedeutung zukommt, plädiert ein 
Teil der Lehre dafür, das Wohnsitzprinzip anzuwenden.

Aufgrund der Tatsache, dass der persönlichen Fürsorge regelmässig grosse 
Bedeutung zukommt, ist das Wohnsitzprinzip anzuwenden.

Beendigung der Beistandschaft

Vertretungsbeistandschaft

Verwaltungsbeistandschaft

Beistandschaft auf eig. Beg. 

Für die Beendigung Beistandschaft auf eigenes Begehren gilt, da sie vom 
Gesetz als Unterart der Verwaltungsbeistandschaft behandelt wird, ebenfalls 
439 II. Darüber hinaus besteht eine Besonderheit: Sie ist auf Antrag des 
Verbeiständeten ohne weiteres aufzuheben. Darin besteht ein Unterschied 
zur Beendigung der Vormundschaft und Beiratschaft auf eigenes Begehren 
(438) wie auch zur Errichtung der Beistandschaft auf eigenes Begehren. Im 
Bereich der Beendigung der Bevormundung oder Verbeiratung gilt also die 
Offizialmaxime (ebenso bei der Errichtung der Beistandschaft auf eigenes 
Begehren), im Bereich der Beendigung der Beistandschaft die 
Dispositionsmaxime. 

439 II Wegfall des Grundes

439 I Erledigung der Aufgabe

439 II, da Unterart der Verwaltungsbeistandschaft 
(Wegfall der Grundes).

Zudem ist sie auf Antrag des Verbeiständeten 
ohne weiteres aufzuheben. (Praxis!)



Beiratschaft

Zusammenfassung Beiratschaft

zentr. Art. (395), systematisch als Unterform der Beistandschaft, materiell jedoch als eigenständige Stufe anerkannt. 

Inhalt Nach Gesetz nur wirtschaftliche Hilfeleistung (entweder in wichtigen RG und/oder in der Vermögensverwaltung)

BGer lässt auch eine persönliche Fürsorge (mit gewissen Schranken!) zu. Anwendungsbereich der Beiratschaft damit: 

Wirtschaftliche Hilfeleistung kann fast allumfassend sein, Ausnahme: Einkommens- und 
Lohnverwaltung (dazu wäre Vormundschaft nötig). 

Persönliche Fürsorge kann mitschwingen, darf aber nicht zentral sein (also nicht ausschliesslich, 
keine dauernde Überwachung und keine Zwangsmassnahmen im persönlichen Bereich)

Arten Mitwirkungsbeiratschaft (I) Entzug der Kompetenz, wichtige RG selbst zu tätigen. 

Verwaltungsbeiratschaft (II) Entzug der Kompetenz, sein Vermögen selbst zu verwalten.

Kombinierte Beiratschaft (I + II)

Beiratschaft auf eigenes Begehren möglich. 

Zivilrechtliche Auswirkungen

Handlungsfähigkeit wird nicht eingeschränkt (je nach Art der Beiratschaft verschieden starke Einschränkungen)

Rechtsfähigkeit Rechtsfähigkeit wird nicht eingeschränkt. 1 Ausnahme und einen Streitpunkt: 
- klar: Verbeiratete können weder Vormund (379 / 384) noch Beirat oder Beistand sein (… i.V.m. 367 III). 
- strittig, ob 408 auch auf den Beirat anwendbar ist (Riemer: nein, für 395 nicht angemessen). 

Handlungsfähigkeit des Verbeirateten Verbeirateter + Beirat 19 IIMitwirkungsbeiratschaft (I)

Handlungsfähigkeit des Verbeirateten Beirat (allein)Verwaltungsbeiratschaft (II)

Systematische Einordnung der Beiratschaft
Die Beiratschaft ist systematisch bei der Beistandschaft eingeordnet. Diese Gliederung ist 
unglücklich. Tatsächlich ist die Beiratschaft keine Unterart der Beistandschaft, sondern besteht 
neben Vormundschaft und Beistandschaft als eigenes drittes Institut, welches in jenen Fällen (369, 
370, 372) angestrengt wird, in denen eine Bevormundung zu weit reichen würde (Stw. 
Verhältnismässigkeit). 

368 Im Falle der Unmündigkeit ist eine Bevormundung (wenn keine elterliche Sorge 
besteht) zwingend nötig. Daher kann die angezeigte Bevormundung niemals durch 
eine Beiratschaft ersetzt werden. 

371 Nach dem Gesetzestext wäre eine Bevormundung bei Freiheitsentzug über ein 
Jahr zwingend. Tatsächlich ordnet die Praxis aber eine Vormundschaft nur bei 
Vorliegen einer sozialen Auswirkung an. Dieser Praxis zufolge müsste auch eine 
Beiratschaft als Mittelweg möglich sein. 

Bsp. zu 395 Schubweise verlaufende Geisteskrankheit keine dauernde 
Fürsorgebedürftigkeit, dafür sofortige Eingriffsmöglichkeit nötig. Diesen 
Anforderungen genügt die Bereitschaft (BGE 96 II 369 ff.). 

Wesen der Beiratschaft
ursprüngliche Konzeption (Gesetz) Im Rahmen der Beiratschaft kann bloss in wirtschaftlichen Angelegenheiten

Hilfe gewährt werden. 

Da wirtschaftliche Betreuung und persönliche Fürsorge stets sehr eng 
zusammenhängen, hielt das BGer fest: Auch im Rahmen der Beiratschaft darf 
persönliche Fürsorge und Beratung gewährt werden. 

BGer korrigiert Gesetzestext

BGer korrigiert dann zu large Praxis Beiratschaft ist ungeeignet, 

wenn ausschliesslich eine persönliche Hilfsbedürftigkeit
besteht. Es muss mindestens auch in wirtschaftlicher Hinsicht 
eine Hilfsbedürftigkeit bestehen. (M.a.W.: Die Beiratschaft darf 
nicht auf die persönliche Fürsorge beschränkt werden.).

wenn jemand der dauernden persönlichen Überwachung
und Fürsorge bedarf;

wenn (im persönlichen Bereich) Zwangsmassnahmen
nötig sind (insbesondere darf der Beirat den Verbeirateten 
nicht gegen dessen Willen einer ärztlichen Behandlung 
oder einer FFE zuführen.

wenn eine Lohn- oder Einkommensverwaltung angestrebt wird. 

wenn persönliche Fürsorge (zu) zentral. Dies ist der Fall, 

Beiratschaft

395

Mitwirkungsb. Verwaltungsb. komb. B.

395 I 395 II 395 I + II

(kann auch auf eigenes Begehren erfolgen)

Entzug der Kompetenz, das eigene 
Vermögen zu verwalten

Entzug der Kompetenz, wichtige 
Rechtsgeschäfte selbst zu tätigen

Wer stellt die Anträge für eine Beiratschaft

Keine Angaben im Gesetz

Regel VB, der eine Beiratschaft angemessener erscheint. 

Aber analog zur Vormundschaft und Beistandschaft kann auch 
eine Beiratschaft auf eigenes Begehren beantragt werden.

Verbeiratungsverfahren

A. Örtliche Zuständigkeit

B. Sachliche Zuständigkeit 

Einleitung des Verfahrens

D. Durchführung des 
Verfahrens

C.

Formelle Wirkungen 
der Bevormundung 
(Veröffentlichung)

F. Rechtsmittel gegen 
die Bevormundung

E.

Analog zur Vormundschaft. Auch hier trifft die Behörden u.U. eine 
Anzeigepflicht, da nicht von Vornherein feststehen muss, ob eine Beiratschaft 
ausreicht. 

Keine Angaben im Gesetz. Art. 396 bezieht sich ausschliesslich auf die 
Vertretungsbeistandschaft. echte Gesetzeslücke Analogie zur 
Beistandschaft und Vormundschaft (Wohnsitzprinzip) drängt sich auf. 

BGer: 396 weder direkt noch analog anwendbar. Vielmehr ist eine 
Analogie zu 373 nötig. 

Strittig, ob eine Veröffentlichungspflicht der Regel entspricht (wie bei der 
Vormundschaft, 375) oder nicht (wie bei der Beistandschaft, 397 II bezieht 
sich sowohl auf 387 II wie auch auf 375!). Gemäss BGer und h.L. besteht 
keine solche Veröffentlichungspflicht. 

Analog zur Vormundschaft. 

373 II gilt analog für die Beiratschaft. 

Zivilrechtliche Auswirkungen der Verbeiratung
Die Rechtsstellung wird v.a. definiert über Rechtsfähigkeit Handlungsfähigkeit

Handlungsfähigkeit Grundsatz: wird nicht eingeschränkt (je nach Art der Beiratschaft verschieden starke Einschränkungen)

Rechtsfähigkeit Grundsatz: wird nicht eingeschränkt (nur eine Ausnahme!): (fast) umfassende Rechtsfähigkeit

HandlungsfähigkeitRechtsfähigkeit

Umfassende Rechtsfähigkeit, nur 1 Ausnahme

Verbeiratete können die Rechtsstellung eines 
Vormundes, Beirats oder Beistands nicht 
einnehmen. Dies ergibt sich nicht direkt aus 
dem Gesetz (ev. für Vormund aus 367 III 
i.V.m. 379 / 384), aber durch Analogie (ratio 
legis): wer in einer bestimmten Hinsicht 
selbst hilfsbedürftig ist, kann nicht auf dem 
gleichen Gebiet Hilfe leisten. 
Keine weiteren Einschränkungen!

Zeuge; 
kann „verbotene Geschäfte“ i.S.v. 408 wahrnehmen; 
Insbesondere wird auch die elterliche Sorge nicht ipso 

iure entzogen. Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass 
die Gründe, die zur Verbeiratung geführt haben, im 
Einzelfall auch einen Entzug der elterlichen Gewalt nach 
sich ziehen. 

Umfassende Handlungsfähigkeit, je nach Art der 
Beiratschaft versch. Starke Einschränkungen   

b) Verwaltungsbeiratschaft

c) Kombinierte Beiratschaft

a) Mitwirkungsbeiratschaft

Wichtiger Unterschied zur Vormundschaft bzw. zur elterlichen Sorge:

a) Mitwirkungsbeiratschaft

Die Liste ist abschliessend (weder Ergänzung der Handlungsunfähigkeitsliste) und umfassend (noch 
Reduktion dieser Liste ausserhalb 19 II, obwohl sicher bei manchen Mitwirkungsbeiratschaften die 
Verbeiratung bezüglich gewisser Geschäft nicht notwendig wäre: Rechtssicherheit!). 

Im Mitwirkungsbereich ist demgegenüber weder der Verbeiratete noch der Beirat allein handlungsfähig. Vielmehr 
wirken die beiden zusammen im Sinne einer notwendigen Ergänzung (Kollektivberechtigung). Es genügen 
vorgängige Zustimmung oder nachträgliche Genehmigung. Die VB oder AB ist – ausser halb der 
Vormundschaftsbeschwerde, 420 – nicht involviert.

Ein gesetzlicher Vertreter (Eltern oder Vormund oder gewillkürter Vertreter i.S.v. OR 32 ff.) handeln als 
Vordermänner. 

Grundsätzlich braucht es für eine Prozessführung die Mitwirkung des Beirates: 

Dieses Erfordernis gilt aber nicht für Prozesse über (relativ oder absolut) höchstpersönliche Rechte i.S.v. Art. 19 
Abs. 2, 2. Teil ZGB – sonst wäre eine Beiratschaft diesbezüglich einschneidender als eine Vormundschaft!

Handlungsfähigkeit des Verbeirateten Verbeirateter + Beirat 19 II

19 II

Entzug der Kompetenz, wichtige 
Rechtsgeschäfte selbst zu tätigen



b) Verwaltungsbeiratschaft

Da es sich materiell um eine partielle Vormundschaft handelt, gelten bezüglich der Mitwirkung der VB 
dieselben Regeln (z.T. direkt, z.T. analog: 404, 421, 422 / 424). 

Der unter Verwaltungsbeiratschaft Stehende darf über Erträgnisse des Vermögens und der Einkünfte aus seiner 
Arbeit verfügen und damit geschäften. Haftungssubstrat für solche Handlungen bilden allerdings nur diese 
Vermögensteile selbst, d.h. die Vermögenssubstanz haftet nicht mit (BGE 56 II 243). Demgegenüber kann es 
beim Mündel nur nach Massgabe von 412 / 414 zu einer Handlungsfähigkeit im wirtschaftlichen Bereich kommen. 

Für Handlungen, die über die die normale Vermögensverwaltung hinausgehen, bedarf der Beirat der Zustimmung 
(419 II analog, aufgrund 404, 421, 422 / 424 z.T. i.V.m. 376 aber entbehrlich). 

Handlungsfähigkeit des Verbeirateten Beirat (allein)

partielle Vormundschaft=

408 (verbotene Geschäfte) bezieht sich ausschliesslich auf die Vormundschaft. Eine 
Verwaltungsbeiratschaft führt dazu, dass der Verbeiratete z.B. keine Stiftung errichten kann. Fraglich ist 
nun, ob der Beirat dies für ihn tun kann oder ob 408 analog auf die Beiratschaft anzuwenden ist. Riemer 
spricht sich gegen eine Analogie aus und schreibt: M.E. reicht die 305 II inhärente Beschränkung der 
Handlungsfähigkeit nicht aus, um auch die gesetzliche Grundlage für den Sonderfall des 408 (Beschränkung 
der Rechtsfähigkeit) zu bilden. 

408

Entzug der Kompetenz, das eigene 
Vermögen zu verwalten

c) Kombinierte Beiratschaft

Beirat (allein)Verbeirateter + Beirat 19 II

kumulative Beschränkung der Handlungsfähigkeit im wirtschaftlichen Bereich:

Entzug der Kompetenz, das eigene 
Vermögen zu verwalten

Er verfügt nur noch über die Erträgnisse und den Arbeitserwerb. Doch 
auch damit kann er keine Rechtsgeschäfts i.S.v. Abs. 1 tätigen.

Entzug der Kompetenz, wichtige 
Rechtsgeschäfte selbst zu tätigen

umfassende Vertretung 
(gesetzlicher Vertreter in fast 
allen Bereichen)

Verwaltungsbeiratschaft

Mitwirkungsbeiratschaft

quantitativer Unterschied

Übersicht

Vormundschaft voll handlungsunfähig

(nämlich hinsichtlich der Beschränkung der Handlungsfähigkeit)

partielle Vertretung 
(gesetzlicher Vertreter in 
den Bereichen von 395 II)

qualitativer Unterschied

teilweise handlungsunfähig

Keine Vertretung, sondern 
Mitwirkung erforderlich. 

(nämlich hinsichtlich einer Vertretungsbefugnis) 

Exkurs: Betreibungsfähigkeit des Verbeirateten

a) Mitwirkungsbeiratschaft

b) Verwaltungsbeiratschaft

c) Kombinierte Beiratschaft

Der Verbeiratete ist voll und allein betreibungsfähig. Art. 395 Abs. 1 Ziff. 1 
findet keine Anwendung. 

Bezüglich des Vermögensertrags und des Arbeitserwerbs ist der Verbeiratete 
voll und allein betreibungsfähig. Verlangt der Gläubiger auch aus dem 
Vermögen des Verbeirateten eine Befriedigung, so werden die 
Betreibungsurkunden nicht nur dem Schuldner, sondern auch dem Beirat 
bestellt. 

Die Betreibungsfähigkeit ist einzig daher eingeschränkt, dass der 
Verbeiratete (auch) unter Verwaltungsbeiratschaft steht. Die Beschränkung 
der Betreibungsfähigkeit des unter kombinierter Beiratschaft Stehenden 
entspricht somit derjenigen bei der Verwaltungsbeiratschaft. 

Verfahren und nicht in Art. 395 geregelte Fragen 

Art. 395 ist (fast) der einzige Artikel, der sich explizit mit der Beiratschaft befasst.

Zahlreiche Fragen scheinen somit offen zu bleiben. 

Beachte aber: 

Art. 367 Abs. 3 i.V.m. Art. xy bezüglich Vormundschaft

Art. 379 – 391 sind also analog anwendbar, insbesondere auch die vorsorgliche Fürsorge (386). Beachte hier: 

Art. 397 Abs. 1 i.V.m. Art. xy bezüglich Vormundschaft

I.B.a. die Bestellung des Beistandes wiederholt in: 

Art. 439 Abs. 3 i.V.m. Art. xy bezüglich Vormundschaft

I.B.a. die Beendigung der Beiratschaft wiederholt in: 

Da der Gesetzgeber die Beiratschaft als Unterart der Beistandschaft betrachtet, soll Art. 367 
III auch für die Beiratschaft gelten. 

Nach h.L. ist 396 weder direkt noch analog anwendbar. Vielmehr ist eine Analogie zu 373 nötig. 

Zur Zuständigkeit merke

Es kann sich im Einzelfall gar ein vorläufiger vollständiger Handlungsfähigkeitsentzug aufdrängen (386 II), auch wenn 
diese Massnahme über die definitive Massnahme (Beiratschaft oder Beistandschaft) hinausgeht. 

Bevormundung

Zusammenfassung Vormundschaft

368 ipso iure: Unmündige, die nicht unter elterliche Sorge sind

369 psychische Krankheit (Gutachten: 174 II) + soziale Auswirkung

370 Verwerfliches Verhalten (Anhörung: 174 I) + Soziale Auswirkung

371 Freiheitsstrafe über 1a + Soziale Auswirkung (str.)

372 Eigenes Begehren (urteilsfähig!) + Soziale Auswirkung (kein Gutachten! Aber Überzeugung der VB)

Zivilrechtliche Auswirkungen

Handlungsfähigkeit 17

Rechtsfähigkeit Rechtsfähigkeit wird nicht eingeschränkt. Wenige Ausnahmen: 
- kein vormundschaftliches Amt (374, 381)
- keine elterliche Sorge (296)
- keine Rechtsfähigkeit im Bereich 408 (der dem Vormund verbietet, in diesem dem Bevormundeten 
sowieso unzugänglichen Bereich tätig zu sein. Daraus resultiert eine Beschränkung der Rechtsfähigkeit.
- kein Zeuge (116). 

Wer nicht urteilsfähig und/oder entmündigt ist, ist nicht handlungsfähig. 
18 Wer nicht urteilsfähig ist, ist nicht handlungsfähig. (wohl deklaratorisch?)
19 Wer urteilsfähig ist, 

kann unenteltl. Vorteile erlangen und seine höchstpers. Rechte ausüben;
ist schadenersatzpflichtig.
412 / 414 Weitere Einschränkung der Handlungsunfähigkeit möglich

Gesetz

Aufgaben des Vormundes

398, A. + C.

398, B.

+ 451

Fall, in dem eine Vormundschaft unumgänglich ist

wenn der Lohn kontrolliert werden soll ! 

Weder ein Verwaltungsbeirat noch ein Mitwirkungsbeirat noch ein Beirat, dem 
beide Funktionen übertragen sind, wäre befugt, auf die Verwaltung der 
Erträgnisse und anderer Einkünfte der Berufungsklägerin Einfluss zu nehmen 
(vgl. 395 II). 

368 A. Unmündigkeit

Bevormundungsfälle

369 B. Unfähigkeit Mündiger

370 II. Verschwendung, Trunksucht, lasterhafter Lebenswandel, Misswirtschaft

371 III. Freiheitsstrafe

372 IV. Eigenes Begehren

Bevormundung wegen Unmündigkeit

Bevormundung Mündiger

I. Geisteskrankheit und Geistesschwäche



368 A. Unmündigkeit

Bevormundung wegen Unmündigkeit

296 II

298 II

311 II

BGE 107 II 22

Unmündigen und Entmündigten steht keine elterliche Sorge zu.

Ist die Mutter unmündig, entmündigt oder gestorben oder ist ihr die elterliche Sorge entzogen,
so überträgt die Vormundschaftbehörde die elterliche Sorge dem Vater oder bestellt dem 
Kind einen Vormund, je nachdem, was das Wohl des Kindes erfordert.

Wird beiden Eltern die Sorge entzogen, so erhalten die Kinder einen Vormund.

Eheliche Sorge und Vormundschaft schliessen sich gegenseitig aus. 

Wird auch Altersvormundschaft genannt. Nicht zu verwechseln mit der Altersbeistandschaft (für ältere Personen)

Links:

Syn. 

Problem: Mutter kann elterliche Sorge nicht automatisch wiedererlangen. Dies nur dann, 
wenn die elterliche Sorge dem Vater i.S.v. 311/312 entzogen wurde! 

Folge: Dies betrifft das Vormundschaftsrecht i.e.S. (einschlägig: 368).

Fall 311 f.

Voraussetzungen der Bevormundung wegen 
Geisteskrankheit oder Geistesschwäche

Psychische Krankheit (med) Geisteskrankheit oder Geistesschwäche

Soziale Auswirkung

Unvermögen, seine Angelegenheiten zu Besorgen auch hier (Relativität des Unvermögens)

Bedürfen dauernden Beistandes zu ihrem Schutze und der Fürsorge (Schutz vor sich selbst)

Gefährdung der Sicherheit anderer (Belästigung reicht nicht aus!)

das heisst nicht, dass sie ihre Angelegenheiten objektiv sinnvoll besorgen. 
Querulanten z.B. können ihre Angelegenheit meist allzu gut besorgen.

+

+

entweder

oder

oder

Unvermögen Schutzbedürftigkeit Si-Gefährdung Dritter

Wenn nur körperliche Krankheit / Gebrechen:
„jeder abnormale Geisteszustand dauernder Art“

oder oder

Entmündigung von Amtes wegen nicht möglich. 
Möglichkeiten: Bevormundung auf eigenes Begehren (372) oder Beirat- oder Beistandschaft. 

besondere Fallgruppen der Bevormundung 
wegen Geisteskrankheit oder -schwäche

a)
Entmündigung gemäss 369 ?

Dazu müsste eine psychische Krankheit zu einer sozialen Komponente führen. 

Psychopathischer Querulant

Das BGer betrachtet das Verhalten eins psychopathischen Querulanten als  einen abnormalen Geisteszustand 
dauernder Art.

Regelmässig fehlt jedoch die soziale Komponente: Sie sind sehr wohl im Stande, ihre eigenen Angelegenheiten 
zu besorgen, Schutz vor sich selbst benötigen sie nicht, und durch ihr Verhalten belästigen sie wohl Dritte, 
gefährden sie aber nicht in ihrer Sicherheit. 

Handlungsfähig ?

Handlungsfähig (und somit prozessfähig) ist, wer mündig und urteilsfähig ist (14).

Die Urteilsfähigkeit (16) beurteilt sich relativ. Da die Personen also unter einer Geisteskrankheit oder –schwäche 
leiden, liegt die Handlungsfähigkeit nicht vor. 

Psychopathische Querulanten sind somit handlungsunfähig. 

b)
Entmündigung gemäss 369 ?

Dazu müsste eine psychische Krankheit zu einer sozialen Komponente führen. 

an Wahnvorstellungen Leidende (Paranoiker, unter Verfolgungswahn leidend)

Psychische Krankheit

Hilfsbedürftigkeit regelmässig Soziale Komponente

Eine Entmündigung gemäss 369 scheint daher regelmässig angebracht. 

Voraussetzungen der Bevormundung wegen Verschwendung, 
Trunksucht, lasterhaften Lebenswandel oder Misswirtschaft

Verwerfliches Verhalten als Zustand bzw. Gewohnheit (siehe Randtitel)

Soziale Auswirkung

Gefahr Verarmungsgefahr (für den Interdizienden oder seine Familie)

+

+ Gefahr Schutzbedürftigkeit Si-Gefährdung Dritter 

oder oder

Verschwendung Verschwendungssucht, Ursächlichkeit egal
Bei verschwenderischen Schenkungen: 
OR 240 III. 

Art u. W. der VW Randtitel treffender: „Misswirtschaft“. Darunter wird auch die Missgestaltung der Einkommensverhältnisse 
subsumiert, und zwar sowohl der, der zuviel ausgibt, wie auch der, der nicht dafür sorgt, dass genug reinkommt. 
Die Entmündigung ermöglicht (im Gegensatz zur Beiratschaft, 395 II) eine Lohnverwaltung bzw. 
Einkommensverwaltung. Achtung: Wer sein Vermögen verschenkt, aber genug zurückbehält, um zu 
überleben, betreibt keine Misswirtschaft. Zudem fehlte diesfalls die soziale Komponente. 

Oft nahe beieinander. Regelmässiger Unterschied: 
Misswirtschaft ist im Gegensatz zur Verschwendung meist 
eine unbewusste, unnötige Vermögensverminderung. 

Drogensucht (?) Erstaunlicherweise nicht im Gesetz geregelt. Da materiell öff. Recht, erscheint eine Analogie zur 
Trunksucht fragwürdig, von der h.L. aber unter Hinweis auf die ratio legis (Hilfe für den 
Betroffenen) als zulässig erachtet. Die Frage erübrigt sich, da in solchen Fällen i.d.R. auch 
andere Kriterien vorliegen. 

Lasterhaft. LW Personen, die im dauerndem Hang zur Kriminalität leben (Gewohnheitsdelinquente). Nach BGer stellt auch der 
TB der Prostitution (ehemals Homosexualität) einen lasterhaften Lebenswandel dar (m.E. wohl fraglich).

Freiheitsstrafe

Freiheitsstrafe von mind. einem Jahr

Soziale Auswirkung

+

?

Massnahmen werden gleich wie Freiheitsentzug behandelt. 

Art. 432 ZGB

Der Gesetzestext verlangt keine soziale Auswirkung. Allein der TB der Freiheitsstrafe über ein Jahr ist 
ausreichend. 

Diese Abweichung kann nur damit erklärt werden, dass der Gesetzgeber allein schon aus der einjährigen Haft 
eine Hilfsbedürftigkeit ableitet.

Diese generelle Aussage scheint mindestens fraglich zu sein. 

Daher lässt das BGer den Gegenbeweis zu („Relativierung des Gesetzestextes“). 

Gemäss einem Kreisschreiben des Kt. Zürich soll 371 gar genau gleich wie die vorhergehenden Artikel 
gehandhabt werden (Freiheitsentzug + soziale Auswirkung). 

Entmündigung auf eigenes Begehren

Eigenes Begehren 

Soziale Auswirkung

+

+ Altersschwäche anderes Gebrechen imperitia

oder oder

Diesbezüglich muss Urteilsfähigkeit vorliegen. Das Begehren 
muss aus eigenem Antrieb erfolgen. Aufforderungen der 
Behörde sind zulässig, solange ohne Druck ausgeübt! 

Der Wille allein, sich entmündigen zu lassen, reicht nicht 
(Ausfluss aus ZGB 27). Soziale Auswirkungen müssen 
vorliegen. Immerhin werden die Anforderungen weniger streng 
gehandhabt. 

368

369

370

371

372

Unmündigkeit

Geisteskrankheit 
/-schwäche

Verschwendung, 
Trunksucht, 
Lebenswandel, 
Misswirtschaft

Freiheitsstrafe

Eigenes Begehren

Konkurrenzverhältnisse
Keine Konkurrenzsituation denkbar. Alle übrigen TB 
verlangen Mündigkeit. 

371 ist subsidiär gegenüber den übrigen 
Bevormundungstatbeständen. Begründung: 432 
(zeitlich auf Haft beschränkt). 

372 geht allen übrigen Bevormundungstatbeständen 
vor. Begründung: einfacheres Verfahren, Kooperation 
erfolgsversprechender. 

369 geht vor, wenn die Geisteskrankheit Ursache für ein   
ebenfalls vorliegendes verwerfliches Verhalten i.S.v. 370 
ist. Ansonsten (wenn nicht umfassend enthalten) scheint 
eine Entmündigung aufgrund 369 und 370 angebracht zu 
sein. 369 wird niemals von 370 konsumiert (vgl. schon 
nur Auswirkungen auf die politischen Rechte, BPR 2). 

Bevormundungsverfahren

A. Örtliche Zuständigkeit

B. Sachliche Zuständigkeit 

Einleitung des Verfahrens

D. Durchführung des Verfahrens

C.

Formelle Wirkungen der Bevormundung (Veröffentlichung)

F. Rechtsmittel gegen die Bevormundung

E.

- Jeder ist berechtigt, die VB auf eine bestimmte Person aufmerksam zu 
machen. Häufig: Familienangehörige, da potentielle Unterstützungspflichtige. 
- Behörden sind z.T. zur Anzeige verpflichtet (wenn im Gesetz steht: „unter V. 
gehört…“)
- Das Bevormundungsverfahren kann zur Vermeidung einer Interregnums 
nötigenfalls schon vor der Mündigkeit eingeleitet werden. (385 II)

368 Ipso iure, 

369 374 II Gutachten, das auch die Frage der Anhörung thematisiert

370 374 I Anhörungspflicht, zudem besteht Begründungspflicht

371 Praxis relativiert die gesetzliche (absolute) Pflicht Gegenbeweis der Indizien muss möglich sein! 

372 374 nicht anwendbar! Keine Gutachtenspflicht. Dennoch muss VB überzeigt sein, dass Indikationen vorliegen. 

Anhörungsrecht i.S.e. personellen Vorschlagsrechts (381)Stets 



Recht auf Anhörung bzw. Begutachtung

Pflicht zur VeröffentlichungAbs. 1
Gewisse AusnahmenAbs. 2
Wer RG schliesst, bevor veröffentlicht beidseitig verbindlich.Abs. 3

Achtung Veröffentlichungspflicht bezieht sich nur auf Entmündigungen (≠
bei Art. 368). Veröffentlichungspflicht besteht jedoch bei 385 III. 

Formelle Wirkungen der Bevormundung (Veröffentlichung)E.

Die Vormundschaftsbeschwerde (samt diesbezüglichem 
Instanzenzug) ist im Entmündigungsverfahren ausgeschlossen.

Kt-Stufe verschieden, aber mindestens die Verfahrensgarantien 
gemäss Art. 6 Ziff. 1 EMRK müssen beachtet werden.

Bundesstufe Nichtigkeitsbeschwerde in Zivilsachen (Art. 68 ff OG)

StaB (Art. 84 Abs. 1 lit. a OG, vgl. Art. 44 lit. e OG)

V‘Beschwerde?

F. Rechtsmittel gegen die Bevormundung (selbst)

Zivilrechtliche Auswirkungen der Entmündigung
Die Rechtsstellung wird v.a. definiert über Rechtsfähigkeit Handlungsfähigkeit

Handlungsfähigkeit Grundsatz: wird (im Grundsatz!) eingeschränkt Umfassende Handlungsunfähigkeit im Grundsatz

Zudem wird sein Wohnsitz nach dem Sitz der Vormundschaftsbehörde bestimmt (25 Abs. 2 ZGB). Nicht 
mehr entscheidend ist der Ort, an dem er sich mit der Absicht dauernden Verbleibens aufhält. 

Rechtsfähigkeit Grundsatz: wird (im Grundsatz!) nicht eingeschränkt Umfassende Rechtsfähigkeit im Grundsatz

HandlungsfähigkeitRechtsfähigkeit

Umfassende Rechtsfähigkeit im Grundsatz. Ausnahmen: 

Entmündigte können nicht Inhaber der 
elterlichen Sorge sein (296)

Entmündigte können die Rechtsstellung eines 
Vormundes nicht einnehmen (379, 384)

Entmündigte können keine Zeugen sein (z.B. 116)

Entmündigte können keine Stiftungen errichten 
bzw. für sich errichten lassen (408). 

Entmündigte urteilsunfähige ( Relativität der 
Urteilsunfähigkeit) sind faktisch nicht mehr Träger der 
absolut höchstpersönlichen Rechte. 
Anwendungsfälle: Testamentserrichtung, Verlobung 
und Heirat, Erhebung einer Scheidungsklage (str.). 
Nicht darunter fallen jedoch die bloss relativ 
höchstpersönlichen Rechte (Persönlichkeitsrechte 
i.S.v. Art. 28 ZGB). 

Faktisch wirkt aber die Entmündigung auf Urteilsfähige und –unfähige in unterschiedlichem Masse aus, da leges speciales bestehen:

Urteilsfähige Urteilsunfähige

Handlungsfähigkeit Grundsatz: wird (im Grundsatz!) eingeschränkt Umfassende Handlungsunfähigkeit im Grundsatz

OR 54 (Billigkeitshaftung), Verbindung und Vermischung. 

Somit können urteilsunfähige Entmündigte auch 
nicht mit Zustimmung des gesetzlichen Vertreters 
Rechtswirkungen erzeugen. Sie sind abgesehen 
von nachfolgenden Ausnahmen absolut 
handlungsunfähig:

Ausnahmen: (absolut und relativ) höchstpersönliche Rechte=

Diese Rechte kann (und muss) der 
urteilsfähige Entmündigte allein 
ausüben. 

Rechte, die einem um seiner Persönlichkeit Willen zustehen

=

Diese Handlungsunfähigkeit kann weiter durch 
412 / 414 gelockert werden. 

Beschränkung 
der 

Handlungs-
unfähigkeit

Ohne Zustimmung / Genehmigung, wo erforderlich (ev. sogar der VB) Nichtigkeit des Geschäfts: auch der allfällige gute Glaube des 
Geschäftspartners ändert daran nichts: Es gibt grundsätzlich keinen Schutz des guten Glaubens in die Handlungsfähigkeit des 
Geschäftspartners – nach der Publikation der Entmündigung (375 III). 

Unterschied bevormundeter Unmündiger vs Entmündigter unter Vormundschaft

Fast gleich. Einziger Unterschied: Art. 375 ist nicht auf Unmündige anwendbar. Es braucht keine Publikation. 

Unterschied bevormundeter Unmündiger vs Unmündiger unter elterlicher Sorge

Einziger Unterschied: Die Stellung des Vormundes ist weniger dominant als diejenige der Eltern. 
Ersterer braucht z.T. die Mitwirkung der VB (z.B. 405 II i.V.m. 421 f.), 
während letztere darauf nicht angewiesen sind (304 III).  

Grundsatz Prozessunfähigkeit

Ausnahme Prozessfähigkeit besteht in jenen 
Bereichen, wo die Person 
handlungsfähig ist. 

Prozessfähigkeit besteht also namentlich in 
den höchstpersönlichen Rechten (19) 
(natürlich nur soweit urteilsfähig)

Prozessfähigkeit von Entmündigten Übersicht: Vormundschaftliche Organe (generell, nicht nur Vormundschaft)

Vormundschaftliche Ämter Behörden mit beaufsichtigender Funktion

Vormund(in) Beirat(in) Beistand(in)

Privatvormund 
(gemäss ZGB)

Amtsvormund

Vormundschaftsbehörde 
(Wohnsitzprinzip, d.h. ein allfälliger 
Wechsel des Wohnsitzes führt zu 
einem Zuständigkeitswechsel der 
Vormundschaftsbehörde)

Aufsichtsbehörde

• Voraussetzungen 
gemäss 379

• Vorrecht naher 
Verwandten (380)

• Vorschlagsrecht 
(381)

• Ablehnungsgründe 
(383)

• Ausschliessungsgrü
nde (384)

• Entschädigung aus 
dem 
Mündelvermögen 
oder der 
Staatskasse

• Kreation kantonaler 
Gesetze

• Nirgends im ZGB 
vorgesehen

• Lehre kritisch, da 
persönliche 
Betreuung fehlt.

Leitfaden: Grundsatz der Verhältnismässigkeit

Verwaltung des 
Mündelvermögens

Amtsantritt

Während 
des Amtes

Beendigung 
des Amtes

Aufgaben des Vormundes

bis…

Leitfaden Grundsätze des Amtsantritts. Der Trend 
zur Kapitalanlage in nominellen Werten ist in dieser 

Phase (Neuanlagen) eher noch ausgeprägter als 
beim Amtsantritt (vorgefundene Anlagen). Gewisse 

Rechtshandlungen sind „verboten“ (408: 
diesbezüglich wird also die Rechtsfähigkeit des 
Mündels eingeschränkt), andere brauchen die 
Zustimmung der VB oder gar der AB (421 f.). 

„mündelsicher“ sind …
… etwa konservative Anlagen 
mit Nominalwerten

Bereits sprichwörtlich

Das Mündel kann in absolut 
höchstpersönlichen Rechten nicht 
vertreten werden. (diesbezüglich 
Einschränkung der Rechtsfähigkeit, 
wenn urteilsunfähig). 

persönliche 
Fürsorge

Vertretung des Mündels in allen 
rechtlichen Angelegenheiten

Nicht zur Verwaltung des 
Mündelvermögens gehört das freie 

Vermögen. Soweit die 
Handlungsunfähigkeit des Mündels i.S.v. 
414 / 412 aber nicht erweitert wird, kann 
das Mündel auch über die Einkünfte nicht 

verfügen. 



Gestützt darauf sind auch etwelche Sicherungsmassnahmen möglich. 

Rechtsmittel gegen vorläufige Fürsorge
Vormundschaftsbeschwerde (420 II)
Nichtigkeitsbeschwerde in Zivilsachen 
StaB

Beaufsichtigung des Vormundes

Alle Handlungen (!) des Vormundes können mit der Vormundschaftsbeschwerde 
(420) angefochten werden – insbesondere auch jene, die zu ihrer Gültigkeit keine 
Zustimmung der VB bedingen. 

1

2

2 Diesbezüglich ist seine Handlungsunfähigkeit also beschränkt. 

3

Neben der Vormundschaftsbeschwerde (inkl. kt. Instanzenzug) ist die 
Nichtigkeitsbeschwerde in Zivilsachen und die StaB möglich. 

3

1

Das Ende der Vormundschaft 
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gegenüber dem Mündel gegenüber Dritten

Verantwortlichkeit der vormundschaftlichen Organe

426 strenge Verschuldenshaftung

427 Falls die Vormundschaftlichen 
Organe nicht bezahlen können, 
haftet der Kanton (Kausalhaftung)

454/455 Geltendmachung

OR 41 ff.

ZGB 333

OR 97 ff.428 Anteilmässige Haftung. Nur bei 
Vorsatz besteht Solidarhaftung. 

429 Kaskadenhaftung: Vormund – VB – AB 

429a Besondere Haftung für FFE. Dieser 
Spezialartikel, der auf EMRK 5 Ziff. 5 
zurückgeht, umfasst nur den Entzug der 
Bewegungsfreiheit, nicht aber auch die 
Art der Betreuung in der Anstalt (z.B. 
medikamentöse Zwangsbehandlung oder 
dgl.). 

Haftungssubstrat des Mündels
• Das Mündel haftet mit seinem Vermögen überhaupt 

nicht ! (411)

• 3 Ausnahmen:

– Bei arglistiger Täuschung: 411 II (=lex specialis zu ZGB 19 III).

– Beim Gewerbe: 412 (ganzes Vermögen!)

– Entstehen Schäden aus dem dem Mündel überlassenen freien 
Vermögen (414), so bildet dieser Vermögensteil ein 
Haftungssubstrat

Was kann (theoretisch) einer Beendigung der Bevormundung folgen?

Ersetzung durch die elterliche Sorge, 296 ff., 385 III

Erlangung der Handlungsfähigkeit (435 II) und der vollen 
Rechtsfähigkeit des Mündels 

Teilerlangung der Handlungsfähigkeit des Mündels (wenn durch 
Beiratschaft ersetzt)

Die Beendigung der Bevormundung geht regelmässig auch mit einer 
Beendigung des vormundschaftlichen Amtes einher (nicht aber umgekehrt!). 

bei Bevormundung
eines Unmündigen

bei Entmündigung 
wegen Freiheitsstrafe

andere Gründe

Ablösung der 
Vormundschaft 

durch die 
elterliche Sorge 

Beendigungsgründe

Die Bevormundung 
findet ipso iure durch 

die definitive Entlassung
statt. Dieser 

Aufhebungsgrund ist 
sehr selten, da eine  

Freiheitsstrafe alleine 
keinen zwingenden 

Entmündigungsgrund 
mehr darstellt. 

Die Vormundschaft muss von 
der VB aufgehoben werden, 
sobald der Grund weggefallen ist 
oder eine mildere Massnahme 
ausreichend ist. Dies gebietet 
der alles durchziehende 
Grundsatz der 
Verhältnismässigkeit. Je nach 
Bevormundungsgrund bestehen 
nachfolgende 
Spezialvorschriften: 434 – 438 

Bevormundung ersetzt die 
fehlende elterliche Sorge 
über das unmündige Kind. 
Wenn elterliche Sorge später 
(wieder oder erstmals) 
auflebt, so fällt die 
Vormundschaft ispo iure
dahin.  Anwendungsfälle:

Bevormundung entfällt 
ipso iure (ohne 
besonderes Verfahren, 
also automatisch) bei 
Eintritt der Mündigkeit –
wenn nicht noch ein 
anderer 
Bevormundungsgrund 
vorliegt, wie z.B. 
Geisteskrankheit, der 
dann aktuell wird, 
wobei schon im Vorfeld 
vorbereit: 382 II
(zwecks Vermeidung 
Interregnum). Entzug der elterlichen Sorge 

aufgehoben (313), 

Adoption des Kindes (267), 

Mutter wird mündig (296 II, 298 II), 

Vater erhält elterliche Sorge (298 II)

Aufhebungsverfahren
• Einiges im Gesetz (431 ff.) 

• Soweit aber keine genauen Regelungen 
bezüglich Verfahren, Zuständigkeit, 
Durchführung, insbesondere Anhörung sind die 
Regelungen bezüglich der Begründung der 
Vormundschaft analog anzuwenden.

• Grund: 
– Die Ablehnung eines Aufhebungsgesuches kommt 

sachlich der Anordnung einer Entmündigung sehr 
nahe. 


